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Niederschrift über die öffentliche und teilweise nicht öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates Nr. 2026/GR/003 
 
am 24.03.2026 im Sitzungssaal, im Rathaus der Gemeinde Bergkirchen 
 

Öffentlicher Teil 
 

 
Die Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen. 
 
Anwesend waren: 

Burgmair, Martin     

Doll, Cornelia     

Glas, Vitalis     

Göttler, Roswitha    anwesend ab TOP 3 

Göttler, Ruth     

Groß, MdL, Johann     

Haas, Stefan     

Heitmeier, Franz     

Heitmeier, Thomas Josef     

Hörmann, Johann     

Hundt zu Lautterbach, Georg Graf von, Dr.     

Landry, Wilfred, Dr.     

Liedl, Franz     

Märkl jun., Josef     

Oßwald, Erich     

Pfeil jun., Josef     

Wagner, Dagmar     
 
 
Nichtanwesend waren: 
 

Axtner, Robert   Erster Bürgermeister entschuldigt 

Fritz, Bernhard    entschuldigt 

Schallermayer, Johann    entschuldigt 

Schuster, Markus    entschuldigt 
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Weitere Anwesende: 
 
Zuhörer: 3 
Presse: 1 
 
Verwaltung: Herr Weigl, Kämmerer 
  Frau Ramsteiner, Bauamtsleitung 
 
Gegen die vorgeschlagene Tagesordnung gibt es keine Einwände. 
Die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates ist gegeben und wurde festgestellt. 
 
 
Vorsitzende: 
 
 

Dagmar Wagner 
 
 

Schriftführerin: 
 
 

Ramona Probst 
 

 
 
Beginn: 18:35 Uhr 
 

 

TAGESORDNUNG 
 

Öffentlicher Teil 

1. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil)  
   
2. Bekanntgabe der nichtöffentlichen Punkte aus der letzten Sitzung, soweit die Geheim-

haltung entfiel  
   
3. Sachantrag Gemeinderatsmitglied Stefan Haas: Einholung einer aktualisierten fachli-

chen Bewertung möglicher weiterer Windkraftstandorte  
   
4. Bauturbo nach § 246 e Baugesetzbuch  
   
5. Neuerlass der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung  
   
6. Informationen des Vorsitzenden und Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates  
   
6.1. Informationen aus der Gemeindejugendpflegearbeit  
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Sitzungsgegenstände: 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung (öf-
fentlicher Teil) 

 
Der Gemeinderat hat Kenntnis vom Inhalt der Sitzungsniederschrift vom 24.02.2026 (öffentli-
cher Teil) und genehmigt dies vollinhaltlich. 
  
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 16 

Ja: 16 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. Bekanntgabe der nichtöffentlichen Punkte aus der letzten Sitzung, 
soweit die Geheimhaltung entfiel 

 
Aus der letzten Sitzung des Gemeinderates vom 24.02.2026 liegen folgende Punkte zur Veröf-
fentlichung vor: 
 
Neubau Schulkinderbetreuung – Freianlagenplanung: 
Der Gemeinderat beschließt, den Planungsauftrag der Freianlagenplanung, dem Büro Köppel 
Landschaftsarchitekt, Katharinenplatz 7, 84453 Mühldorf, zu einem Angebotspreis in Höhe von 
65.079,15 € (brutto) zu erteilen. 
 
 

3. Sachantrag Gemeinderatsmitglied Stefan Haas: Einholung einer 
aktualisierten fachlichen Bewertung möglicher weiterer Windkraft-
standorte 

 
Sachverhalt: 
 
Das Gemeinderatsmitglied Herr Stefan Haas stellte mit Antrag vom 16. Februar 2026, aktuali-
siert am 06.03.2026, einen Antrag zur Einholung einer aktualisierten fachlichen Bewertung 
möglicher weiterer Windkraftstandorte. 
  
Antrag zur Einholung einer aktualisierten fachlichen Bewertung möglicher weiterer 
Windkraftstandorte 
Antragsteller: 

Gemeinderat Stefan Haas; Version 2 vom 6.März 2026 

Antrag GR Haas: 

Der Gemeinderat möge beschließen, dass die Verwaltung beauftragt wird, bei der Firma Beer-
mann Windkraft eine aktualisierte fachliche Einschätzung zu den derzeitigen rechtlichen, plane-
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rischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für mögliche weitere Windkraftstandorte im 
Gemeindegebiet Bergkirchen einzuholen. 

Dem Gemeinderat ist über das Ergebnis in einer der nächsten Sitzungen zu berichten. 

Begründung 

Der Gemeinderat hat sich vor zwei Jahren in Mehrheit dafür entschieden, die Umsetzung der 
beiden Anlagen bei Lauterbach abzuwarten. Inzwischen haben sich aber die energiepolitischen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen weiterentwickelt.  

So hat die Bayerischen Staatsregierung am 5.März 2026 im Bundesrat eine bundesweite Son-
derausschreibung für Windenergie an Land um 5 GW zusätzliche Leistung für dieses Jahr be-
antragt. 

Die Weiterentwicklung der Windenergie wird also auf Landesebene als strategisch bedeutsam 
eingeschätzt. Folgerichtig sollte auch Bergkirchen seine Planungsgrundlagen überprüfen und 
aktualisieren, um die eigene Handlungsfähigkeit zu sichern.  

• Rechtliche Rahmenbedingungen: 

Welche aktuellen bundes- und landesrechtlichen Vorgaben (z. B. Abstandsregelungen, 
Flächenziele, Regionalplanung) gelten derzeit, und welche Auswirkungen haben sie 
konkret auf mögliche Standorte im Gemeindegebiet? 

• Technische und wirtschaftliche Entwicklung: 

Welche Veränderungen bei Anlagentypen, Leistung, Immissionswerten und  
Wirtschaftlichkeit sind seit der letzten Bewertung eingetreten, und wie wirken sich diese 
auf Realisierbarkeit und Ertrag aus? 

• Planerische Handlungsmöglichkeiten der Gemeinde: 

Welche Standorte wären nach heutiger Rechtslage grundsätzlich realisierbar, und wel-
che Schritte wären erforderlich, um geeignete Flächen erneut planerisch zu sichern? 

Der Firma Beermann Windkraft sind unsere bisherigen Planungsdaten gut bekannt. Ebenso die 
vorhandene und geplante Infrastruktur der Region. Auch das Wissen wie sich Behörden im 
Landkreis Dachau in die Abläufe einbinden, ist ein wichtiges Kriterium.   

Der Antrag zielt auf eine belastbare Entscheidungsgrundlage für den Gemeinderat, um die ge-
meindliche Planungshoheit zu wahren und wirtschaftliche Entwicklung fördern zu können. 

Am 06.03.2026 hat die Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz fol-
gende Pressemitteilung 21/2026 veröffentlicht. 
 
Glauber: Windenergie in Deutschland weiter ausbauen EU-
Wiederherstellungsverordnung außer Kraft setzen / Anträge im Bundesrat eingebracht 

 
Bayern will den Ausbau der Windenergie weiter vorantreiben. Der Freistaat hat dazu zwei Initia-
tiven im Bundesrat eingebracht, um die Windenergie in ganz Deutschland flächendeckend vo-
ranzubringen. Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte heute im Bundesrat in Ber-
lin: "Die Folgen des Kriegs im Nahen Osten kann jeder im Moment finanziell spüren. Ökoener-
gien sind Freiheitsenergien. Mit jedem weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien und der 
Netze gewinnen wir an Unabhängigkeit, auch für unsere Wirtschaft. Der Krieg im Iran ist ein 
erneuter Auslöser, um hier weiter voranzuschreiten. Es ist jetzt höchste Zeit für den raschen 
Ausbau Erneuerbarer Energien. Erneuerbare Energien liegen im überragenden öffentlichen 
Interesse. Wir müssen auch die Windenergie gemeinsam mit den Menschen weiter voranbrin-
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gen. Und zwar zügig. Jede neue Windenergieanlage bringt uns mehr Freiheit und Unabhängig-
keit. Unser gemeinsames Ziel muss sein, unsere Stromversorgung in eine klimaneutrale, kri-
sensichere und stabile Zukunft zu führen. Dazu fordern wir die Einführung einer zusätzli-
chen EEG-Wind-Sonderausschreibung für 2026 mit einem Ausschreibungsvolumen von 
5000 Megawatt. Wir brauchen einen regional ausgewogenen Ausbau der Windenergie. Ge-
nehmigte und weit fortgeschrittene Projekte sollen so zügig umgesetzt und der Ausbau der 
Windenergie an Land wirksam gestärkt werden. So gibt es mehr Planungssicherheit." Zudem 
fordert Bayern, dass das EEG-Förderregime so ausgerichtet wird, dass ein regional ausgewo-
gener Ausbau der Windenergie gewährleistet bleibt und keine strukturellen Fehlanreize entste-
hen. 

 Darüber hinaus wurde vom Freistaat Bayern ein Antrag zur EU-Wiederherstellungsverordnung 
eingebracht. Der Bundesrat soll darin die Bundesregierung auffordern, sich auf EU-Ebene für 
eine Außerkraftsetzung der Wiederherstellungsverordnung, mindestens aber für eine grundle-
gende Überarbeitung der Verordnung einzusetzen. Glauber: "Die Wiederherstellungsverord-
nung ist in ihrer derzeitigen Fassung zu komplex und nicht praxisgerecht. Sie ist mit erheblichen 
finanziellen, organisatorischen und rechtlichen Unsicherheiten behaftet. Zentrale Begriffe und 
Anforderungen bleiben unklar und die Fristen sind unrealistisch. Das ist keine Basis für ein 
partnerschaftliches und vertrauensvolles Miteinander von EU, Bund und Ländern. Wir haben die 
Verordnung seit Beginn des Umsetzungsprozesses auf Bundes- und EU-Ebene wiederholt kriti-
siert. Der heutige Antrag ist ein weiterer Anlauf, um die EU-Wiederherstellungsverordnung au-
ßer Kraft zu setzen." 

Die Ziele der EU-Wiederherstellungsverordnung sind mit strengen Überwachungs- und Be-
richtspflichten verbunden. Das bringt für die ohnehin stark belasteten Verwaltungen einen er-
heblichen Mehraufwand mit sich. Deshalb ist eine angemessene finanzielle Beteiligung von EU- 
sowie von Bundesseite bei der Umsetzung der Verordnung unabdingbar. Nach aktuellem Stand 
sieht die EU allerdings keine zusätzlichen Möglichkeiten zur Finanzierung von Umsetzungs-
maßnahmen vor. Im Gegenteil: Der Vorschlag zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2028 bis 2034 
sieht sogar vor, dass sich die Rahmenbedingungen für den kooperativen Naturschutz zukünftig 
wesentlich verschlechtern. Die beiden erwähnten Initiativen finden Sie unter: 
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1062/to-node.html 
 
Das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) vom 20.07.20222 als Teil des Wind-an-Land-
Gesetzes sieht eine Verteilung sogenannter "Flächenbeitragswerte" auf die Länder vor. Dem-
nach sollen bis Ende des Jahres 2027 1,1 % und bis Ende des Jahres 2032 1,8 % der 
Landesfläche Bayerns für Windkraftanlagen ausgewiesen sein. Sofern das regionale Teil-
flächenziel nicht erreicht werden sollte, ist die Errichtung von Windenergieanlagen nach § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegiert. 
 
Behandlungen im Gemeinderat am 13.06.2023: 
Der Sachstandsbericht des Steuerungskonzeptes Windenergie zur Teilfortschreibung des Re-
gionalplans wurde am 13.06.2023 in der öffentlichen Gemeinderatssitzung behandelt. Die aktu-
ellen Planungen zum Thema Windkraft im Landkreis Dachau wurden zur Kenntnis genommen 
und der gemeinsamen solidarischen Planung der Kommunen im Landkreis Dachau zugestimmt. 
Die ausgearbeitete Planung des Landschaftsplanungsbüros Brugger mit den Abständen zu 
Wohngebieten von 1.000 m und mit 800 m zum sog. Außenbereich wurden dem Regionalen 
Planungsverband für die Gemeinde Bergkirchen gemeldet. Das Planungsbüro Brugger wurde 
ermächtigt, die digitalen Planungsdaten gemeinsam mit den Planungsdaten der anderen Ge-
meinden im Landkreis zu übermitteln. 
Nach der Aufstellung des Büros Bruggers vom 19.01.2023, konnten im Rahmen der gemein-
samen solidarischen Aktion der Stadt und den Landkreisgemeinden im Landkreis Dachau eine 
Fläche von 948,4 ha (1,6 %) der Landkreisfläche gemeldet werden. 
 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1062/to-node.html
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Flächen Planungsbüro Brugger die an Planungsverband gem. Gemeinderatssitzung am 
13.06.2023 gemeldet wurden (800m/1000m) 
 

 
 
Aktualisierte Karte der potentiellen Windkraftstandorte der Gemeinde Bergkirchen vom 
14.03.2023 des Landschaftsplanungsbüros Brugger auf der Grundlage der gemeinsamen Flä-
chennutzungsplanänderung der Landkreisgemeinden aus 2014 unter Anpassung der gesetzlich 
vorgeschriebenen Abstände  
 
Beschluss des Gemeinderates vom 13.06.2023: 
 
Der Gemeinderat nimmt den Sachstandsbericht zu den aktuellen Planungen zum Thema Wind-
kraft im Landkreis Dachau zur Kenntnis. Es besteht Einverständnis mit der gemeinsamen soli-
darischen Planung der Kommunen im Landkreis Dachau. Die aufgezeigte ausgearbeitete Pla-
nung des Landschaftsplanungsbüros Brugger mit den Abständen zu Wohngebieten von 1.000 
m und mit 800 m zum sog. Außenbereich soll dem Regionalen Planungsverband für die Ge-
meinde Bergkirchen gemeldet werden. Das Planungsbüro Brugger wird ermächtigt, die digitalen 
Planungsdaten gemeinsam mit den Planungsdaten der anderen Gemeinden im Landkreis zu 
übermitteln. 
 
In der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 14.05.2024 wurde der Vorabentwurf des Steue-
rungskonzeptes Windenergie zur Teilfortschreibung des Regionalplans mit den Kartenauszügen 
zur Lage der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, sowie Suchflächenkulissen öffentlich behandelt. 
Die gemeldete Fläche 5.3 der Gemeinde Bergkirchen wurde als Vorrangfläche ausgewiesen. 
Nach der Planung des Regionalen Planungsverbandes wurde die Vorrangfläche Nr. 11 a nach 
Süden vergrößert wurde. Der Gemeinderat hat die Erweiterung der Vorrangfläche 11a, DA 059 
nach Süden begrüßt. Eine entsprechende Stellungnahme der Gemeinde wurde an den Pla-
nungsverband abgegeben.  
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Vorabentwurf Karte A1 mit Vorranggebiet 11a  

 
 

 
 
Suchflächenkulisse 
DA 059 -  potenzielle Windkraftstandorte 
                (nordwestlich und nordöstlich kleiner Bereich landwirtschaftlich genutzter 
                Boden mit einer regional sehr hohen Ertragsfähigkeit) 
                Waldfläche 
                zivile Flugplätze: weiterer Prüfbereich im Abstand 1,5 - 4 km  
DA 046 - Waldfläche 
               zivile Flugplätze: weiterer Prüfbereich im Abstand 1,5 - 4 km 
DA 066 - landschaftliches Vorbehaltsgebiet gemäß RP 14 
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               Flugsicherungsanlage: engerer Schutzring mit Abstandspuffer 4 km 
DA 062 - landschaftliches Vorbehaltsgebiet gemäß RP 14  
               regionaler Grünzug gemäß RP 14 
               Flugsicherungsanlage: engerer Schutzring mit Abstandspuffer 4 km 
DA 061 - landschaftliches Vorbehaltsgebiet gemäß RP 14  
               regionaler Grünzug gemäß RP 14 
               Wiesenbrüterkulisse: Abstandspuffer 500 m 
               Feldvogelkulisse 
    Feldvogelkulisse Abstandspuffer 300 m 
               Flugsicherungsanlage: engerer Schutzring mit Abstandspuffer 4 km  
DA 060 - Landschaftsschutzgebiet (LSG)  
               Wiesenbrüterkulisse  
               Wiesenbrüterkulisse: Abstandspuffer 500 m 
               Ökoflächenkataster  
               Hoch- oder Niedermoorfläche 
               Flugsicherungsanlage: engerer Schutzring mit Abstandspuffer 4 km 
DA 071 - naturschutzfachlich ausgeschlossene Flächen (insbes. Biotope, FFH) 
               Wasserschutzgebiet Zone III (ungegliedert) 
               landwirtschaftlich genutzter Boden mit einer regional sehr hohen 
               Ertragsfähigkeit 
               Waldfläche 
DA 068 - regionaler Grünzug gemäß RP 14 
               naturschutzfachlich ausgeschlossene Flächen (ins. Biotope, FFH) 
               landwirtschaftlich genutzter Boden mit einer regional sehr hohen  
               Ertragsfähigkeit 
               zivile Flugplätze: weiterer Prüfbereich im Abstand 1,5 - 4 km 
               Flugsicherungsanlage: äußerer Schutzring ab 4 km Abstand 
DA 069 - regionaler Grünzug gemäß RP 14 
               landwirtschaftlich genutzter Boden mit einer regional sehr hohen 
               Ertragsfähigkeit 
               Waldfläche 
               zivile Flugplätze: weiterer Prüfbereich im Abstand 1,5 - 4 km 
DA 070 - Vorranggebiet Bodenschätze gemäß RP 14 
               zivile Flugplätze: weiterer Prüfbereich im Abstand 1,5 - 4 km  
DA 073 - Feldvogelkulisse 
               zivile Flugplätze: enger Prüfbereich mit Abstandspuffer 1,5 km 
DA 067 - landschaftliches Vorbehaltsgebiet gemäß RP 14 
               Feldvogelkulisse 
    Feldvogelkulisse Abstandspuffer 300 m 
               zivile Flugplätze: enger Prüfbereich mit Abstandspuffer 1,5 km 
DA 063 -Teilbereich - Höhenrücken mit sehr hoher Fernwirkung  
              Lage im LSG: Abstandspuffer 1 km  
              LfU-Schutzgutkarte Landschaftsbild: landschaftliche Eigenart überwiegen sehr  
              hoch und Lage im LSG  
              Wiesenbrüterkulisse  
              Wiesenbrüterkulisse: Abstandspuffer 500 m 
              Ökoflächenkataster 
              Hoch- oder Niedermoorfläche 
              Waldfläche 
              Flugsicherungsanlage: engerer Schutzring mit Abstandspuffer 4 km 
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Detailkarte B 3h Infrastruktur der zivilen Flugsicherung 

 
Die 2023 durch die Gemeinde gemeldeten Flächen 6.1 und 6.2 fallen aus dem Regional-
plan, da eine Clusterbildung in Bezug auf die Windkrafterrichtung fokussiert wird. 
 
Die Siedlungsabstände zu Vorranggebieten (VRG) und Vorbehaltsgebieten (VBG) sollen wie 
folgt festgesetzt werden: 
 
Wohnbaufläche: 1.000 m (statt bisher 900 m) 
Mischbaufläche: 1.000 m (statt 550 m) 
Wohnen im Außenbereich: 600m (statt 550 m) 
 
-Behandlung im Gemeinderat am 21.01.2025  
(öffentliche Auslegung 07.01.- 31.03.2025) 
 
-Behandlung im Gemeinderat am 20.01.2026 
 (öffentliche Auslegung 27.01-08.02.2026) 
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Gem. Rücksprache der Verwaltung mit Herrn Wißmann, Geschäftsführer des Regionalen Pla-
nungsverbandes München, vom 09.03.2026 stehen weitere Beschlüsse und die Verbindlicher-
klärung durch die Regierung von Oberbayern an. Ziel ist es die Rechtsverordnung zur Regio-
nalplanfortschreibung Windenergie im Sommer 2026 zu veröffentlichen, die sodann in Kraft tritt.  
 
Zu a) Rechtliche Grundlagen  
 
Bauplanungsrecht 
 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es der Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der Windenergie nach Maßgabe des § 249 oder der Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der geothermischen Energie oder der Wasserenergie dient, 
 
§ 249 BauGB  
Sonderregelungen für Windenergieanlagen an Land 
(1) § 35 Absatz 3 Satz 3 ist auf Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, 
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht anzuwenden. 
(2) Wurde das Erreichen eines in der Anlage des Windenergieflächenbedarfsgesetzes bezeich-
neten Flächenbeitragswerts des Landes gemäß § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 des Windenergief-
lächenbedarfsgesetzes festgestellt, kann außerhalb der Windenergiegebiete gemäß § 2 Num-
mer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes ein in Absatz 1 genanntes Vorhaben nur aus-
nahmsweise nach § 35 Absatz 2 zugelassen werden, wenn ausgeschlossen ist, dass die in § 
35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 genannten Belange oder das Orts- und Landschaftsbild berührt 
sind. Hat ein Land gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes regionale oder kommunale Teilflächenziele bestimmt und wird deren Erreichen 
gemäß § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes festgestellt, gilt die 
Rechtsfolge des Satzes 1 für das Gebiet der jeweiligen Region oder Gemeinde. Der Eintritt der 
Rechtsfolge der Sätze 1 und 2 ist gesetzliche Folge der Feststellung. 
(3) Die Rechtsfolge des Absatzes 2 gilt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 nicht für Vorha-
ben im Sinne des § 16b Absatz 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist, es sei 
denn, das Vorhaben soll in einem Natura 2000-Gebiet im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 8 
des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist, oder in einem Na-
turschutzgebiet im Sinne des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes verwirklicht werden. 
(4) Die Feststellung des Erreichens eines Flächenbeitragswerts oder Teilflächenziels steht der 
Ausweisung zusätzlicher Flächen für Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erfor-
schung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht entgegen. 
(5) Der nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes jeweils zuständige Planungsträger ist bei der Ausweisung von Windenergiegebieten 
gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes an entgegenstehende Ziele der 
Raumordnung oder entgegenstehende Darstellungen in Flächennutzungsplänen nicht gebun-
den, soweit dies erforderlich ist, um den Flächenbeitragswert im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes oder ein daraus abgeleitetes Teilflächenziel zu erreichen. 
Wurden Windenergiegebiete unter Anwendung von Satz 1 ausgewiesen, entfallen innerhalb 
dieser Gebiete die entsprechenden Bindungen auch im Zulassungsverfahren. 
(6) Die Ausweisung von Windenergiegebieten gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes erfolgt nach den für die jeweiligen Planungsebenen geltenden Vorschriften für 
Gebietsausweisungen. Für die Rechtswirksamkeit des Plans ist es hingegen unbeachtlich, ob 
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und welche sonstigen Flächen im Planungsraum für die Ausweisung von Windenergiegebieten 
geeignet sind. 
(6a) In dem Plan kann bestimmt werden, dass Vorhaben zur Speicherung von Strom oder 
Wärme mit Ausnahme von Vorhaben zur Speicherung von Wärme mit Bohrung ins Erdreich, 
ebenfalls als Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 gelten, wenn sie  
1. 
weder planfeststellungs- noch plangenehmigungsbedürftig sind und 
2. 
im räumlich-funktionalen Zusammenhang stehen mit einer Anlage, die der Erforschung, Ent-
wicklung oder Nutzung der Windenergie dient, und gegenüber dieser Anlage eine dienende 
Funktion aufweisen. 
Die Art und das Maß der Vorhaben nach Satz 1 können im Plan näher bestimmt werden. 
(7) Sobald und solange nach Ablauf des jeweiligen Stichtages gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes weder der Flächenbeitragswert nach Spalte 1 oder Spalte 
2 der Anlage zum Windenergieflächenbedarfsgesetz noch ein daraus abgeleitetes Teilflächen-
ziel nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
erreicht wird,  
1. 
entfällt die Rechtsfolge des Absatzes 2 und 
2. 
können Darstellungen in Flächennutzungsplänen, Ziele der Raumordnung sowie sonstige Maß-
nahmen der Landesplanung einem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, das der Erfor-
schung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, nicht entgegengehalten werden. 
Landesgesetze nach Absatz 9 Satz 1 und 4 sind nicht mehr anzuwenden, wenn gemäß § 5 Ab-
satz 3 Satz 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes festgestellt wurde, dass ein Land den 
Nachweis gemäß § 3 Absatz 3 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes bis zum Ablauf des 30. 
November 2024 nicht erbracht hat oder wenn der Flächenbeitragswert nach Spalte 1 oder Spal-
te 2 der Anlage zum Windenergieflächenbedarfsgesetz zum jeweiligen Stichtag nicht erreicht 
wird. 
(8) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, dass die im Bebau-
ungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zulässig sind, wenn sichergestellt ist, dass 
nach der Errichtung der im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen andere im Be-
bauungsplan bezeichnete Windenergieanlagen innerhalb einer im Bebauungsplan zu bestim-
menden angemessenen Frist zurückgebaut werden. Die Standorte der zurückzubauenden 
Windenergieanlagen können auch außerhalb des Bebauungsplangebiets oder außerhalb des 
Gemeindegebiets liegen. Darstellungen im Flächennutzungsplan können mit Bestimmungen 
entsprechend den Sätzen 1 und 2 mit Wirkung für die Zulässigkeit der Windenergieanlagen 
nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 verbunden sein. 
(9) Die Länder können durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Absatz 1 Nummer 5 auf 
Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur An-
wendung findet, wenn sie bestimmte Mindestabstände zu den im Landesgesetz bezeichneten 
zulässigen baulichen Nutzungen zu Wohnzwecken einhalten. Ein Mindestabstand nach Satz 1 
darf höchstens 1 000 Meter von der Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage bis zur 
nächstgelegenen im Landesgesetz bezeichneten baulichen Nutzung zu Wohnzwecken betra-
gen. Die weiteren Einzelheiten, insbesondere zur Abstandsfestlegung, sind in den Landesge-
setzen nach Satz 1 zu regeln. Auf der Grundlage dieses Absatzes in der bis zum 14. August 
2020 oder bis zum 1. Februar 2023 geltenden Fassung erlassene Landesgesetze gelten fort; 
sie können geändert werden, sofern die wesentlichen Elemente der in dem fortgeltenden Lan-
desgesetz enthaltenen Regelung beibehalten werden. In den Landesgesetzen nach den Sätzen 
1 und 4 ist zu regeln, dass die Mindestabstände nicht auf Flächen in Windenergiegebieten ge-
mäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes anzuwenden sind. Für Landesge-
setze nach Satz 4 ist dies bis zum Ablauf des 31. Mai 2023 zu regeln. 
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(10) Der öffentliche Belang einer optisch bedrängenden Wirkung steht einem Vorhaben nach § 
35 Absatz 1 Nummer 5, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, 
in der Regel nicht entgegen, wenn der Abstand von der Mitte des Mastfußes der Windenergie-
anlage bis zu einer zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der zweifachen 
Höhe der Windenergieanlage entspricht. Höhe im Sinne des Satzes 1 ist die Nabenhöhe zuzüg-
lich Radius des Rotors. 
 
Bauordnungsrecht 
 
Art. 82 BayBO 
Windenergie und Nutzungsänderung ehemaliger landwirtschaftlicher Gebäude  
(1) § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nut-
zung der Windenergie dienen, nur Anwendung, wenn diese Vorhaben einen Mindestabstand 
vom 10-fachen ihrer Höhe zu Wohngebäuden in Gebieten mit Bebauungsplänen (§ 30 BauGB), 
innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) – sofern in diesen Gebieten 
Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind – und im Geltungsbereich von Satzun-
gen nach § 35 Abs. 6 BauGB einhalten. 
(2) 1Höhe im Sinn des Abs. 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors. 2Der Abstand 
bemisst sich von der Mitte des Mastfußes bis zum nächstgelegenen Wohngebäude, das im je-
weiligen Gebiet im Sinn des Abs. 1 zulässigerweise errichtet wurde bzw. errichtet werden kann. 
(3) Soll auf einem gemeindefreien Gebiet ein Vorhaben nach Abs. 1, das nicht unter Abs. 5 fällt, 
errichtet werden und würde der in Abs. 1 beschriebene Mindestabstand auch entsprechende 
Wohngebäude auf dem Gebiet einer Nachbargemeinde einschließen, gilt hinsichtlich dieser 
Gebäude der Schutz der Abs. 1 und 2, solange und soweit die Gemeinde nichts anderes in ei-
nem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss feststellt. 
(4) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung, 
1. 
wenn in einem Flächennutzungsplan für Vorhaben der in Abs. 1 beschriebenen Art vor dem 21. 
November 2014 eine Darstellung für die Zwecke des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erfolgt ist, 
2. 
soweit und sobald die Gemeinde der Fortgeltung der Darstellung nicht bis einschließlich 21. Mai 
2015 in einem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss widerspricht und 
3. 
soweit und sobald auch eine betroffene Nachbargemeinde der Fortgeltung der Darstellung nicht 
bis einschließlich 21. Mai 2015 in einem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss widerspricht; 
als betroffen gilt dabei eine Nachbargemeinde, deren Wohngebäude in Gebieten im Sinn des 
Abs. 1 in einem geringeren Abstand als dem 10-fachen der Höhe der Windkraftanlagen, sofern 
der Flächennutzungsplan jedoch keine Regelung enthält, maximal in einem Abstand von 2 000 
m, stehen. 
(5) Die Abs. 1 und 2 finden ferner keine Anwendung auf Vorhaben, die der Erforschung, Ent-
wicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, welche  
1. 
in Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Windkraft im Sinn des Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes oder auf Sonderbauflächen oder in Sondergebieten 
für Windkraft, die durch Flächennutzungsplan festgesetzt sind, errichtet werden, 
2. 
in einem Abstand von höchstens 2 000 m zu einem Gewerbe- oder Industriegebiet errichtet 
werden und bei denen der erzeugte Strom überwiegend zur Versorgung der in dem Gewerbe- 
oder Industriegebiet liegenden Gewerbe- und Industriebetriebe bestimmt ist, 
3. 
längs von Haupteisenbahnstrecken im Sinn des § 47b Nr. 4 BImSchG, Bundesautobahnen oder 
vier- oder mehrstreifigen Bundesstraßen in einer Entfernung von bis zu 500 m errichtet werden; 
die in § 9 des Bundesfernstraßengesetzes geregelten Anbauverbots- und Anbaubeschrän-
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kungszonen, sich aus anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften ergebende gesetzliche Min-
destabstände sowie im Einzelfall darüber hinaus erforderliche Sicherheitsabstände sind hinzu-
zurechnen, 
4. 
die Voraussetzungen des § 16b Abs. 1 und 2 BImSchG in der am 31. August 2021 geltenden 
Fassung erfüllen, 
5. 
auf militärischem Übungsgelände errichtet werden oder 
6. 
im Wald im Sinn des Art. 2 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Waldgesetzes errichtet werden, wenn 
von der Mitte des Mastfußes zum Waldrand mindestens ein Abstand in Höhe des Radius des 
Rotors eingehalten wird; Voraussetzung ist, dass der Wald bereits am 16. November 2022 be-
standen hat. 
(6) Die Frist nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c BauGB ist nicht anzuwenden. 
 
Art. 82a BayBO 
Feste Abstandsvorschriften für Windenergieanlagen  
1 § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung 
der Windenergie dienen, in den in Art. 82 Abs. 5 Nr. 1 bis 6 genannten Fällen nur Anwendung, 
wenn diese Vorhaben einen Mindestabstand von 1 000 m zu Wohngebäuden in Gebieten mit 
Bebauungsplänen (§ 30 BauGB), innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 
BauGB) – sofern in diesen Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind – 
und im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB einhalten. 2Art. 82 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 3Im Fall des Art. 82 Abs. 4 findet Satz 1 keine Anwendung. 
 
Art. 82 b BayBO 
Windenergiegebiete  
Die Mindestabstände nach Art. 82 und 82a finden keine Anwendung auf Flächen in Winden-
energiegebieten gemäß § 2 Nr. 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes. 
 
Zu b) technische und wirtschaftliche Entwicklung 
 
Immissionswerte, Anlagetypen, Leistung, Wirtschaftlichkeit, Realisierbarkeit und Ertrag 
kann seitens Bauverwaltung nicht beantwortet werden.  
 
Zu c) planerische Handlungsmöglichkeiten der Gemeinde 
 
Bis zur Veröffentlichung der Teilfortschreibung des Regionalplans gilt bauplanungsrechtlich die 
Privilegierung von Windkraftanlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i.V.m. § 249 BauGB, sowie 
bauordnungsrechtlich Art. 82, Art. 82 a und Art. 82 b BayBO. 
 
Die Gemeinde Bergkirchen hätte weiterhin die Möglichkeit der Bauleitplanung über Flächennut-
zungsplanausweisung und Aufstellung eines Bebauungsplanes für ein Sondergebiet Windkraft. 
Falls eine Anfrage zur Errichtung eines Windrads auf einem konkreten Grundstück gestellt wer-
den würde, wäre die Möglichkeit eine Flächennutzungsplanänderung sowie die Aufstellung ei-
nes vorhabenbezogenen Bebauungsplanes im Gemeinderat zu diskutieren.  
 
Im Rahmen der Teilfortschreibung des Regionalplans wurden die möglichen Windkraftstandorte 
im Rahmen des Verfahrens geprüft. Die Verwaltung sieht daher keine dringende Notwendigkeit, 
seitens der Gemeinde Bergkirchen zum aktuellen Zeitpunkt weitere Gutachten zu beauftragen. 
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Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 
2. Der Gemeinderat empfiehlt den Antrag in der nächsten Amtsperiode zu diskutieren. 
  
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 16 

Nein:   1 

Pers. beteiligt:  

 
 

4. Bauturbo nach § 246 e Baugesetzbuch 
 
Sachverhalt: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 24.02.2026 wurde die Anwendung des Bauturbo nach § 246 e 
BauGB und die Zuständigkeit bei Bauanträgen in der nichtöffentlichen Sitzung beraten. 
 
Das „Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung“ (oft „Bau-
turbo“ genannt) ist am 30.10.2025 in Kraft getreten. Politisches Ziel ist, den Kommunen befristet 
(bis Ende 2030) mehr Abweichungsmöglichkeiten vom Bauplanungsrecht einzuräumen. 
 
Dieses Gesetz bringt eine Reihe konkreter Änderungen im Baugesetzbuch (BauGB) mit sich, 
die insbesondere für Gemeinden von zentraler Bedeutung sind. Kernstück ist die Einführung 
des neuen § 246e BauGB. Dieser Paragraph gibt Gemeinden die Möglichkeit, unter bestimmten 
Voraussetzungen von den üblichen bauplanungsrechtlichen Vorschriften (nur wenn ein Gebäu-
de überwiegend baurechtlich Wohnzwecken dient) abzuweichen, insbesondere von den Grund-
zügen der Bauleitplanung, um zügig neuen Wohnraum zu schaffen. Das bedeutet, dass für be-
stimmte Bauvorhaben in bereits bebauten oder vergleichbaren Gebieten auf die Aufstellung 
oder Änderung eines Bebauungsplans verzichtet werden kann. Für Kommunen eröffnet sich 
dadurch ein erheblicher Handlungsspielraum, sie müssen jedoch die Voraussetzungen sorgfäl-
tig prüfen und abwägen, in welchen Gebieten der „Bauturbo“ sinnvoll eingesetzt werden kann. 
 
Damit ein Vorhaben nach § 246e BauGB umgesetzt werden kann, müssen verschiedene recht-
liche Voraussetzungen erfüllt sein. Zunächst muss die Fläche für Wohnbebauung grundsätzlich 
geeignet sein. Dies betrifft insbesondere bereits erschlossene Gebiete oder solche mit ver-
gleichbarer Bebauung. Trotz der Möglichkeit zur Verfahrensvereinfachung müssen die öffentli-
chen Belange weiterhin berücksichtigt werden. Dazu zählen unter anderem Umwelt-, Natur-, 
Lärm- und Nachbarschaftsschutz. Wenn eine geplante Änderung im Außenbereich oder eine 
Abweichung vom Bebauungsplan nach einer groben Prüfung wahrscheinlich zusätzliche große 
Umweltschäden verursacht, muss vorher eine Strategische Umweltprüfung (SUP) nach den 
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Regeln der §§ 38–46 UVPG gemacht werden. Für ganz bestimmte große Projekte (Nrn. 18.7 
und 18.8 in Anlage 1 zum UVPG) ändert sich nichts: dort muss weiterhin entweder eine aus-
führliche Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemacht werden oder mindestens eine genaue 
Einzelfallvorprüfung, ob eine UVP nötig ist. Die Beschleunigungsinstrumente des § 246e 
BauGB sollen Verfahren verkürzen, heben aber Umweltprüfpflichten nicht auf. Bei der Über-
schreitung von UVPG-Schwellen bleibt die UVP verpflichtend. Abweichungen von bestehenden 
Bebauungsplänen oder landesplanerischen Festsetzungen sind nur zulässig, wenn eine Abwä-
gung der öffentlichen Belange die Beschleunigung rechtfertigt. 
 
Öffentliche Belange müssen trotz der beschleunigten Verfahren weiterhin berücksichtigt wer-
den. Dazu zählen insbesondere Belange des Natur- und Umweltschutzes, der Nachbarschaft 
und der Erschließung. Der „Bauturbo“ im Innenbereich eröffnet somit die Möglichkeit, Nachver-
dichtung und Umnutzung vorhandener Flächen schneller zu realisieren und bestehende Sied-
lungsstrukturen effizient zu nutzen. Gemeinden können dadurch auf die wachsende Nachfrage 
nach Wohnraum reagieren, ohne neue Flächen am Stadtrand erschließen zu müssen, was so-
wohl ökologisch als auch infrastrukturell vorteilhaft ist. 
 
Auch im Bereich des Immissions- und Lärmschutzes gibt es Anpassungen. Unter anderem wur-
de § 9 Abs. 1 BauGB ergänzt, sodass Gemeinden und Planungsbehörden nun ausdrücklich die 
Möglichkeit haben, bestimmte Werte zum Schutz vor Geräuschimmissionen festzulegen und in 
begründeten Fällen Abweichungen von den üblichen Immissionsrichtwerten zuzulassen. Dies 
kann dazu beitragen, Bauvorhaben in dichter bebauten Gebieten schneller zu genehmigen, 
erfordert aber zugleich eine sorgfältige Prüfung der Auswirkungen auf Nachbarschaft und Um-
welt nebst Begründung und Dokumentation der Abweichungen im Plan. Gemeinden können 
nun ebenso ausdrücklich festsetzen, dass in bestimmten Teilflächen Geräuschkontingente nicht 
überschritten werden dürfen, wodurch sie Geräuschimmissionen innerhalb eines Gebietes 
rechtssicher und feinsteuernd verteilen können.  
 
Voraussetzung zur Anwendung des Bauturbos ist die Zustimmung nach § 36 a BauGB der Ge-
meinde. Die Gemeinde sollte deshalb das beschleunigte Verfahren dann nutzen, wenn das 
Bauvorhaben mit ihren städtebaulichen Zielen vereinbar ist. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die jetzt zugelassene Bauköpergröße in Länge, Breite und Höhe den Maßstab für die Kubatur 
zukünftiger Gebäude bildet. Im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz sind Entschei-
dungen nachvollziehbar zu begründen und zu dokumentieren.  
 
Die Gemeinde kann ihre Zustimmung nach § 36a Abs. 1 S. 3 BauGB unter der Bedingung des 
Abschlusses eines städtebaulichen Vertrags erteilen, sofern der Vertragsinhalt innerhalb des 
zulässigen Rahmens des § 11 BauGB liegt (z. B. Kosten- und Folgelasten, städtebauliche Qua-
lität, Bauverpflichtung). Die dreimonatige Genehmigungsfiktionsfrist aus Art 68 Abs. 2 BayBO, 
42a Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG wird dadurch nicht gehemmt. Die Zustimmung ist rechtzeitig er-
teilt, wird aber erst mit Eintritt der Bedingung (Vertragsabschluss) voll wirksam. Die Baugeneh-
migung kann deshalb erst erteilt werden, wenn die Gemeinde den Vertragsabschluss bestätigt 
hat. Soweit dies voraussichtlich nicht innerhalb der Genehmigungsfiktionsfrist erfolgen wird, 
kann die Bauaufsichtsbehörde nach Art. 42a Abs. 2 die Fiktionsfrist aus wichtigem Grund ver-
längern oder dem Bauherrn den Verzicht auf die Genehmigungsfiktion nahelegen. Sollte in den 
drei Monaten keine Einigung möglich sein, sollte die Gemeinde jedoch die Zustimmung nach § 
36a BauGB zunächst verweigern. Die Genehmigungsfiktion tritt nach drei Monaten ab Ersuchen 
des Landratsamtes an die Gemeinde ein. Es bestünde die Möglichkeit, durch Beteiligung der 
Öffentlichkeit, diese Frist nochmal um ein Monat zu verlängern. 
 
§ 31 Abs. 3 BauGB (Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes) 
Die Gemeinde Bergkirchen war gem. Anlage 1 GBestV-Bau (Verordnung zur bauplanungs-
rechtlichen Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt Gebietsbe-
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stimmungsverordnung Bau- GBestV-Bau nach § 201a BauGB) eine Gemeinde mit angespann-
ten Wohnungsmarkt, wonach bereits Befreiungen nach § 31 Abs. 3 BauGB möglich waren.  
 
Die Befreiungsmöglichkeiten nach § 31 Abs. 3 BauGB wurden im Geltungsbereich von Bebau-
ungsplänen für alle Gemeinden erweitert. Nach der Neufassung kann im Einzelfall oder für 
mehrere vergleichbare Vorhaben von Festsetzungen eines schon bestehenden Bebauungs-
plans zugunsten des Wohnungsbaus abgewichen werden, wenn die Gemeinde der Befreiung 
zustimmt und die öffentlichen Belange sowie die Interessen der Nachbarschaft gewahrt werden. 
Dies verschafft den Kommunen mehr Flexibilität bei der Nachverdichtung, Umnutzung oder bei 
Bauvorhaben, die aufgrund bestehender Planfestsetzungen bisher nur schwer umsetzbar. 
 
§ 34 Abs. 3 b BauGB (Innenbereich) 
Mit der Einführung des sogenannten „Bauturbos“ im Innenbereich hat das Gesetz zur Be-
schleunigung des Wohnungsbaus den § 34 BauGB durch den neuen Absatz 3b ergänzt um 
insbesondere Wohnbauvorhaben im unbeplanten Innenbereich schneller umzusetzen.  
 
§ 34 BauGB regelt grundsätzlich die Zulässigkeit von Vorhaben im unbeplanten Innenbereich 
und orientiert sich an der vorhandenen Bebauung. Die Neuerung zielt darauf ab, dass Gemein-
den künftig Bauprojekte, die der Wohnraumentwicklung dienen, deutlich flexibler genehmigen 
können, ohne dass ein Bebauungsplan erforderlich ist. Kern der neuen Regelung ist, dass die 
Gemeinde Bauvorhaben zulassen kann, die nach ihrer Auffassung in der bestehenden Struk-
tur zuzulassen ist/vertretbar ist/verantwortbar ist, auch wenn sie von den üblichen Maßgaben 
der Umgebung abweichen. Dies betrifft insbesondere Höhe, Dichte oder Nutzungsart, sofern 
dadurch der Wohnraum zügiger geschaffen werden kann und öffentliche Belange unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind.  
 
§ 246 e BauGB (Außenbereich) 
Im Außenbereich ist die Sonderregelung für den Wohnungsbau nur anwendbar, wenn die Flä-
chen im räumlichen Zusammenhang mit Flächen qualifizierter oder einfacher Bebauungspläne 
oder Innenbereich stehen. Bei Bauvorhaben, die weiter als 100 m von verfestigten Siedlungsbe-
reichen entfernt liegen kann es nicht angewendet werden. Der maximale Abstand zum Gebäu-
debestand darf laut Gesetzesbegründung nicht mehr als 100 m entfernt sein. 
 
Zuständigkeit der Entscheidung zur Zustimmung nach § 36 a BauGB 
In der Geschäftsordnung der Gemeinde Bergkirchen vom 18.05.2020 ist in § 2 der Aufgabenbe-
reich des Gemeinderats geregelt, wonach der Gemeinderat für den Erlass, die Änderung und 
die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, einschließlich aller Bebauungspläne sowie 
der grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleitplanung (Flä-
chennutzungsplanung und Bebauungsplanung), der Ortsplanung, der Landschaftsplanung und 
der Landesplanung, der Gewässerplanung und gemeindeübergreifender Planungen und Projek-
te, zuständig ist. 
 
Gem. § 9 der Geschäftsordnung ist der Bauausschuss für die Erteilung des gemeindlichen Ein-
vernehmens nach § 36 BauGB, sonstiger Zustimmungen zu Bauvorhaben und für den Ab-
schluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen zuständig. Der Bauaus-
schuss ist für die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und sonstiger Zustimmungen zu 
Bauvorhaben und für den Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträ-
gen zuständig. 
 
Eingereichte baurechtliche Anträge welche die Voraussetzungen des § 246 e BauGB erfüllen 
und im Flächennutzungsplan nicht als Wohnbaufläche dargestellt sind, wären gleichwertig dem 
Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes bzw. im Flächennutzungsplan gekennzeich-
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neten Wohnbauflächen als Anträge zur Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes zu 
betrachten und Entscheidungen nach § 36 a BauGB demnach im Gemeinderat zu behandeln. 
Die Anwendung der Befreiungsmöglichkeit in Fällen des § 31 Abs. 3 BauGB und § 34 Abs. 3a) 
BauGB wurden bisher durch den Bauausschuss nach § 36 BauGB entschieden. Lediglich wur-
den in Abstimmung mit dem Vorsitzenden Vorhaben mit weitreichenden Folgen bzw. aus 
Gleichbehandlungsgründen im Gemeinderat erst nichtöffentlich und anschließend im Bauaus-
schuss öffentlich behandelt. 
 
Seit Inkrafttreten des Bauturbos (ab 30.10.2025) erfolgt für jedes Bauvorhaben eine Beteiligung 
des Landratsamtes nach § 36 BauGB und gleichzeitig nach § 36 a BauGB ohne Prüfung der 
Voraussetzungen nach § 246 e BauGB, § 31 Abs. 3 BauGB und § 34 Abs. 3 b BauGB. Falls die 
Zustimmung nach § 36a BauGB im Gemeinderat entschieden werden soll, wären derzeit alle 
eingereichten Anträge, wie z.B. Bauvoranfragen, Bauanträge und Verlängerungen im Gemein-
derat zu behandeln. Seit November 2025 werden bei den Vorhaben, bei denen der Bauturbo 
nicht anwendbar ist, daher folgender Beschluss gefasst: 
 
Die Zustimmung nach § 36 a BauGB wird zu diesem Zeitpunkt nicht erteilt und ist aus Sicht der 
Gemeinde auch nicht erforderlich. 
 
Da die Zuständigkeit für die Entscheidung des Bauturbos in der Geschäftsordnung so noch 
nicht geregelt ist, sollte die Geschäftsordnung in der nächsten Legislaturperiode angepasst 
werden. 
  
Des Weiteren besteht bei Anwendung des Bauturbos die Möglichkeit zum Abschluss städtebau-
licher Verträge. Im Rahmen ihrer Zustimmung hat die Gemeinde grundsätzlich die Möglichkeit, 
zusätzliche Anforderungen in Form von Bedingungen an ein Vorhaben zu stellen. 
Sie kann hierzu mit dem Vorhabenträger städtebauliche Verträge abschließen, um sicherzustel-
len, dass Wohnungsbauprojekte mit den öffentlichen Interessen in Einklang stehen. Durch sol-
che Bedingungen verpflichtet sich der Vorhabenträger, bestimmte städtebauliche Anforderun-
gen zu erfüllen. Dies ist besonders relevant für Projekte, bei denen mehrere Wohnungen ent-
stehen. Beispielsweise könnte eine Verpflichtung zur Einhaltung der geltenden Förderbedin-
gungen für sozialen Wohnraum für alle oder einen Teil der Wohnungen festgelegt werden. 
 
Der Gesetzgeber nennt in der Begründung eine übliche Quote von 30 % für förderfähigen 
Wohnraum (vgl. Bundesdrucksache 21/781 vom 07.07.2025). Darüber hinaus könnte vereinbart 
werden, dass ein Teil des Projekts Wohnungen für Bevölkerungsgruppen mit besonderen 
Wohnraumversorgungsproblemen, wie Senioren oder Studierenden, bereitstellt. Eine weitere 
Möglichkeit besteht darin, die Zustimmung unter der Bedingung zu erteilen, dass der Vorhaben-
träger sich an den Kosten für die Schaffung sozialer und kultureller Infrastruktur beteiligt. Auch 
Aspekte wie Begrünungs- und Kompensationsmaßnahmen können berücksichtigt werden. 
 
Die Einhaltung dieser Bedingungen kann durch die Festlegung von Vertragsstrafen oder dingli-
chen Sicherheiten gewährleistet werden. Die Verantwortung für das Vertragscontrolling liegt bei 
der Gemeinde, die den Vertrag abschließt. Wegen des Wortlauts in § 36a Abs. 1 S. 3 BauGB, 
wonach sich der „Vorhabenträger verpflichtet, bestimmte städtebauliche Vorstellungen einzuhal-
ten“, geht der Gesetzgeber vom Leitbild der Gleichordnung aus. Ungeeignet sind daher Instru-
mente der Unterordnung wie etwa Nebenbestimmungen in der Baugenehmigung. Dies deckt 
sich mit dem Wortlaut des Art. 36 Abs. 1 BayVwVfG, weil die dort genannten „gesetzlichen“ 
Voraussetzungen der Baugenehmigung keine solchen sein können, die eine Gemeinde auf 
Ebene der Gleichordnung mit dem insbesondere könnten im städtebaulichen Vertrag gem. § 11 
BauGB folgendes geregelt werden: 
 

 Erschließung   



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  24.03.2026 

 
 

Seite: 18 

 

 Straße 

 Wasser 

 Kanal 

 Bauverpflichtung  

 Sozialgerechte Bodennutzung 

 Wohnraumbindung durch Belegungsrechte nach Vergabekriterien  

 Mietpreisbindung, geförderter Wohnungsbau 

 Erhebung von Folgekosten (Folgekostenkonzept) 

 Energieversorgung  

 Freiflächengestaltung  

 Mobilitätsmaßnahmen  

 Barrierefreiheit 

 Maßnahmen zur Regenwasserrückhaltung 

 Verpflichtung Anbringen Dachphotovoltaik 

 Verpflichtung Errichtung von offenen wasserdurchlässigen Stellplätzen 

 Vergünstigte Miete ohne Mietspiegel 

 Verpflichtung zur Vorlage Mietvertrag und Regelungen zur Vertragsstrafen 

 
Aufgrund der zuvor dargestellten Chancen und Risiken erscheint es möglich, den Bauturbo 
ausschließlich ergänzend und nicht als Ersatz für Bebauungspläne oder das Baulandmodell 
anzuwenden. Dabei könnte eine gezielte Anwendung in klar definierten Fällen, wie etwa Nach-
verdichtungen, Aufstockungen oder der Bebauung kleiner Baulücken, erfolgen, während größe-
re Wohnbauvorhaben weiterhin über Bebauungspläne gesteuert werden sollten. 
 
Für den Außenbereich wäre eine Zustimmung zum Bauturbo denkbar, sofern das Bauvorhaben 
in unmittelbarem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit der bestehenden Bebauung 
steht, eine Abrundung der vorhandenen Siedlungsstruktur bewirkt bzw. die Fläche bereits im 
Flächennutzungsplan dargestellt ist.  
 
Nach einer Bebauung eines im Bauturbo genehmigten Vorhabens gilt die genehmigte Größe 
als Maßstab. Bei einer späteren Bebauung in der gleichen Größe ist die Anwendung des Bau-
turbos als Genehmigungsvoraussetzung nicht mehr gegeben. D.h. eine Bebauung wäre auch 
ohne städtebaulichen Vertrag möglich. Seitens der Verwaltung wird daher empfohlen ein Infra-
struktur-/Folgekostenkonzept zu beauftragen um eine Gleichbehandlung aller Bauherrn zu ge-
währleisten.  
 
Zur Anwendung des Bauturbos wurden die Ortsteile nach der Verkehrsanbindung, vorhandenen 
Infrastruktur - Daseinsfürsorge Nahversorgung und soziale Infrastruktur bewertet. 
 
 
Beschluss: 
 

1. Die Entscheidung nach § 36 a BauGB zum Bauturbo nach § 246 e BauGB, § 31 Abs. 3 
BauGB und § 34 Abs. 3 b BauGB ist im Bauausschuss öffentlich zu behandeln und zu 
beschließen. Lediglich Vorhaben mit weitreichenden städtebaulichen Folgen sind zu-
nächst im Gemeinderat im nicht öffentlichen Teil zu behandeln und öffentlich im Bau-
ausschuss zu beschließen. 

 
 
 
 
 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  24.03.2026 

 
 

Seite: 19 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. Die Zuständigkeit zur Entscheidung nach § 36 a BauGB zum Bauturbo ist in der Ge-
schäftsordnung in der nächsten Amtsperiode in der konstituierenden Sitzung anzupas-
sen.  

  
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

3. Der Bauturbo soll in klar definierten Fällen im Innenbereich nach § 34 BauGB, so bei 

Nachverdichtung, Aufstockung, kleine Baulücken, mit geringem städtebaulichen Gewicht 

(unter 5 zusätzlichen Wohneinheiten) angewandt werden. 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 

 

4. Die Notwendigkeit von städtebauliche Verträgen ist bei mehr als 5 zusätzlichen 

Wohneinheiten auf dem Baugrundstück gegeben. Inhalte der städtebaulichen Vertrags-

entwürfe sind individuell bezogen auf das Vorhaben zu gestalten und dem Gemeinderat 

in jedem Einzelfall zur Entscheidung vorzulegen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 

 

5. Bei Vorhaben mit großen städtebaulichen Gewicht und gleichzeitiger Anwendung des 

Bauturbos soll eine öffentliche informelle Beteiligung durchgeführt werden. 
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Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 

 

6. Der Gemeinderat empfiehlt dem künftigen Gemeinderat 2026-2032 die Erarbeitung ei-

nes Infrastruktur- bzw. Folgekostenkonzeptes für die Wohnbauentwicklung in der Ge-

meinde Bergkirchen. 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

5. Neuerlass der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung 
 
Sachverhalt: 
 
In der Kita-Gebührensatzung ist geregelt, dass bei gleichzeitigem Besuch von mindestens drei 
Kinder einer Familie in einer Kindertageseinrichtung der Gemeinde, auf Antrag für das jüngste 
Kind, das eine Gemeindeeinrichtung besucht, auf die Erhebung einer Benutzungsgebühr ver-
zichtet wird. Um eine Gleichbehandlung für die Familien mit drei Kindern in einer gemeindlichen 
Betreuung zu gewährleisten, ist diese Regelung in der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung mit 
aufzunehmen. 
 
Die Änderungen sind rot markiert. 
 
Es wird folgender Neuerlass der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung vorgeschlagen. 

 
Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung 

 
 

Inhaltsübersicht 
 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
§ 2 Gebührenschuldner 
§ 3 Gebührentatbestand 
§ 4 Entstehen und Fälligkeit der Gebühr 
§ 5 Gebührenmaßstab 
§ 6 Gebührensatz 
§ 7 Gebührenermäßigung und Gebührenbefreiung 
§ 8 Inkrafttreten 
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Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Mittagsbetreuung 
(Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung) 

 
vom  

 
Aufgrund des Art. 2 Abs. 1 und des Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die 
Gemeinde Bergkirchen folgende Satzung: 
 

§ 1  
Gebührenpflicht 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung ihrer Mittagsbetreuung (§ 1 der Mittagsbetreuungs-
Satzung) Gebühren nach dieser Satzung.  
 

§ 2  
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind die Personensorgeberechtigten bzw. die weiteren Unterhaltsver-

pflichteten im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches, wenn durch sie selbst oder in ihrem 
Auftrag das Kind in die Mittagsbetreuung aufgenommen wird. Gebührenschuldner sind auch 
diejenigen, denen die Personensorge aufgrund gesetzlicher Bestimmungen für das Kind 
übertragen wurde. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
  

§ 3  
Gebührentatbestand 

 
Benutzungsgebühren werden erhoben für den regelmäßigen Besuch der Mittagsbetreuung. Die 
Gebührenpflicht besteht auch im Falle vorübergehender Erkrankung, Urlaub oder sonstiger vo-
rübergehender Abwesenheit fort.  
 

§ 4  
Entstehen und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Gebühren entstehen erstmals mit der Aufnahme des Kindes in die Mittagsbetreuung; im 

Übrigen entstehen diese Gebühren jeweils fortlaufend mit Beginn eines Monats.  
 

(2) Die Gebühren werden jeweils am ersten Werktag eines Monats für den gesamten Monat zur 
Zahlung fällig. Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde eine Einziehungser-
mächtigung für ihr Konto zu erteilen oder hierfür bei ihrem Kreditinstitut einen Dauerauftrag 
einzurichten. Barzahlung ist nicht möglich. 
 

(3) Die Gebühr wird an 11 Monaten (September bis Juli) erhoben.  
 

(4) Bei einer Rückgabe der Abbuchung durch die Bank ist die anfallende Rücklastgebühr in 
Rechnung zu stellen. 

 

(5) Wird die Gebühr nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so sind Säumniszu-
schläge gemäß Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b) KAG i.V. mit § 240 AO zu entrichten. 
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§ 5 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Höhe der Gebühren i. S. von § 6 Abs. 1 richtet sich nach der Dauer des Besuchs der 

Mittagsbetreuung (Buchungszeiten) sowie nach der gewählten Verpflegungsform. 
 

(2) Die Buchungszeit gibt den von den Eltern mit der Gemeinde vereinbarten Zeitraum an, wäh-
rend dem das Kind regelmäßig in der Mittagsbetreuung betreut wird.  

 
§ 6  

Gebührensatz 
 

(1) Die monatlichen Benutzungsgebühren werden gemäß § 5 erhoben und betragen: 
 

a) für eine Buchungszeit von vier Wochenstunden 58,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von vier bis fünf Wochenstunden 64,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von fünf bis sechs Wochenstunden 70,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sechs bis sieben Wochenstunden 76,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sieben bis acht Wochenstunden 82,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von acht bis neun Wochenstunden 88,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von neun bis zehn Wochenstunden 94,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von zehn bis elf Wochenstunden 100,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von elf bis zwölf Wochenstunden 106,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von zwölf bis dreizehn Wochenstunden 112,00 Euro,  
für eine Buchungszeit von dreizehn bis vierzehn Wochenstunden 118,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von vierzehn bis fünfzehn Wochenstunden 124,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von fünfzehn bis sechzehn Wochenstunden 130,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sechzehn bis siebzehn Wochenstunden 136,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von siebzehn bis achtzehn Wochenstunden 142,00 Euro, 
 

b) Die Mensaverpflegung kann für zwei, drei, vier oder fünf Tage pro Woche gebucht werden. 
Die Monatsbeiträge sind wie folgt 
 
Essen an 2 Tagen pro Woche  47,00 Euro, 
Essen an 3 Tagen pro Woche  62,00 Euro, 
Essen an 4 Tagen pro Woche  76,00 Euro, 
Essen an 5 Tagen pro Woche  87,00 Euro. 
 

c) Die Ferienbetreuung kann tageweise gebucht werden, sofern sie angeboten wird. Die An-
meldung ist verbindlich, die Kosten entstehen auch bei Nichterscheinen des Kindes. Die Kos-
ten einschließlich Essen belaufen sich auf 17,50 € pro Tag und werden gesondert zum Mo-
natsersten vor Ferienbeginn für die angemeldete Ferienbetreuung abgebucht. 

 
(2) Die Benutzungsgebühr ist auch während vorübergehender Abwesenheit zu entrichten. 

 
§ 7 

Gebührenermäßigung und Gebührenbefreiung 
 

(1) Ermäßigung aus sozialen Gründen kann auf Antrag gewährt werden, wenn die Erhebung 
der vollen Gebühr unbillig wäre. Auf Anforderung sind entsprechende Nachweise vor zu le-
gen.  
 

(2) Besuchen mindestens drei Kinder einer Familie gleichzeitig die Mittagsbetreung oder eine 
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Kindertageseinrichtung in der Gemeinde, so kann auf Antrag für das jüngste Kind, das eine 
Gemeindeeinrichtung besucht, auf die Erhebung einer Benutzungsgebühr verzichtet wer-
den. Die Verpflegungsgebühr bleibt von dieser Regelung unberücksichtigt. Der Antrag ist zu 
Beginn des Betreuungsjahres bei der Gemeinde einzureichen, eine rückwirkende Gewäh-
rung ist nicht möglich. 

 
(3) Die Mittagsbetreuung ist verpflichtet, die Personensorgeberechtigten beim Eintritt des Kin-

des in die Mittagsbetreuung auf diese Möglichkeit aufmerksam zu machen. 
 

(4) Bis zur Entscheidung über den Antrag ist die Gebühr nach § 6 von den Gebührenschuld-
nern zu entrichten. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.09.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Mittagsbetreuung (Mittagsbetreuungs-
Gebührensatzung) vom 24.07.2024 außer Kraft. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt folgenden Satzungserlass zu 
 

Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung 
 
 

Inhaltsübersicht 
 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
§ 2 Gebührenschuldner 
§ 3 Gebührentatbestand 
§ 4 Entstehen und Fälligkeit der Gebühr 
§ 5 Gebührenmaßstab 
§ 6 Gebührensatz 
§ 7 Gebührenermäßigung und Gebührenbefreiung 
§ 8 Inkrafttreten 

 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Mittagsbetreuung 
(Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung) 

 
vom  

 
Aufgrund des Art. 2 Abs. 1 und des Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die 
Gemeinde Bergkirchen folgende Satzung: 
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§ 1  
Gebührenpflicht 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung ihrer Mittagsbetreuung (§ 1 der Mittagsbetreuungs-
Satzung) Gebühren nach dieser Satzung.  
 

§ 2  
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind die Personensorgeberechtigten bzw. die weiteren Unterhalts-

verpflichteten im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches, wenn durch sie selbst oder in ihrem 
Auftrag das Kind in die Mittagsbetreuung aufgenommen wird. Gebührenschuldner sind auch 
diejenigen, denen die Personensorge aufgrund gesetzlicher Bestimmungen für das Kind 
übertragen wurde. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
  

§ 3  
Gebührentatbestand 

 
Benutzungsgebühren werden erhoben für den regelmäßigen Besuch der Mittagsbetreuung. Die 
Gebührenpflicht besteht auch im Falle vorübergehender Erkrankung, Urlaub oder sonstiger vo-
rübergehender Abwesenheit fort.  
 

§ 4  
Entstehen und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Gebühren entstehen erstmals mit der Aufnahme des Kindes in die Mittagsbetreuung; im 

Übrigen entstehen diese Gebühren jeweils fortlaufend mit Beginn eines Monats.  
 

(2) Die Gebühren werden jeweils am ersten Werktag eines Monats für den gesamten Monat zur 
Zahlung fällig. Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde eine Einziehungser-
mächtigung für ihr Konto zu erteilen oder hierfür bei ihrem Kreditinstitut einen Dauerauftrag 
einzurichten. Barzahlung ist nicht möglich. 
 

(3) Die Gebühr wird an 11 Monaten (September bis Juli) erhoben.  
 

(4) Bei einer Rückgabe der Abbuchung durch die Bank ist die anfallende Rücklastgebühr in 
Rechnung zu stellen. 

 

(5) Wird die Gebühr nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so sind Säumniszu-
schläge gemäß Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b) KAG i.V. mit § 240 AO zu entrichten. 

 

§ 5 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Höhe der Gebühren i. S. von § 6 Abs. 1 richtet sich nach der Dauer des Besuchs der 

Mittagsbetreuung (Buchungszeiten) sowie nach der gewählten Verpflegungsform. 
 

(2) Die Buchungszeit gibt den von den Eltern mit der Gemeinde vereinbarten Zeitraum an, wäh-
rend dem das Kind regelmäßig in der Mittagsbetreuung betreut wird.  
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§ 6  
Gebührensatz 

 
(1) Die monatlichen Benutzungsgebühren werden gemäß § 5 erhoben und betragen: 

 
a) für eine Buchungszeit von vier Wochenstunden 58,00 Euro, 

für eine Buchungszeit von vier bis fünf Wochenstunden 64,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von fünf bis sechs Wochenstunden 70,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sechs bis sieben Wochenstunden 76,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sieben bis acht Wochenstunden 82,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von acht bis neun Wochenstunden 88,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von neun bis zehn Wochenstunden 94,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von zehn bis elf Wochenstunden 100,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von elf bis zwölf Wochenstunden 106,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von zwölf bis dreizehn Wochenstunden 112,00 Euro,  
für eine Buchungszeit von dreizehn bis vierzehn Wochenstunden 118,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von vierzehn bis fünfzehn Wochenstunden 124,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von fünfzehn bis sechzehn Wochenstunden 130,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von sechzehn bis siebzehn Wochenstunden 136,00 Euro, 
für eine Buchungszeit von siebzehn bis achtzehn Wochenstunden 142,00 Euro, 
 

b) Die Mensaverpflegung kann für zwei, drei, vier oder fünf Tage pro Woche gebucht werden. 
Die Monatsbeiträge sind wie folgt 
 
Essen an 2 Tagen pro Woche  47,00 Euro, 
Essen an 3 Tagen pro Woche  62,00 Euro, 
Essen an 4 Tagen pro Woche  76,00 Euro, 
Essen an 5 Tagen pro Woche  87,00 Euro. 
 

c) Die Ferienbetreuung kann tageweise gebucht werden, sofern sie angeboten wird. Die An-
meldung ist verbindlich, die Kosten entstehen auch bei Nichterscheinen des Kindes. Die Kos-
ten einschließlich Essen belaufen sich auf 17,50 € pro Tag und werden gesondert zum Mo-
natsersten vor Ferienbeginn für die angemeldete Ferienbetreuung abgebucht. 

 
(2) Die Benutzungsgebühr ist auch während vorübergehender Abwesenheit zu entrichten. 

 
§ 7 

Gebührenermäßigung und Gebührenbefreiung 
 

(1) Ermäßigung aus sozialen Gründen kann auf Antrag gewährt werden, wenn die Erhebung der 
vollen Gebühr unbillig wäre. Auf Anforderung sind entsprechende Nachweise vor zu legen.  
 

(2) Besuchen mindestens drei Kinder einer Familie gleichzeitig die Mittagsbetreung oder eine 
Kindertageseinrichtung in der Gemeinde, so kann auf Antrag für das jüngste Kind, das eine 
Gemeindeeinrichtung besucht, auf die Erhebung einer Benutzungsgebühr verzichtet werden. 
Die Verpflegungsgebühr bleibt von dieser Regelung unberücksichtigt. Der Antrag ist zu Be-
ginn des Betreuungsjahres bei der Gemeinde einzureichen, eine rückwirkende Gewährung 
ist nicht möglich. 

 
(3) Die Mittagsbetreuung ist verpflichtet, die Personensorgeberechtigten beim Eintritt des Kindes 

in die Mittagsbetreuung auf diese Möglichkeit aufmerksam zu machen. 
 

(4) Bis zur Entscheidung über den Antrag ist die Gebühr nach § 6 von den Gebührenschuldnern 
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zu entrichten. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.09.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Mittagsbetreuung (Mittagsbetreuungs-
Gebührensatzung) vom 24.07.2024 außer Kraft. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 17 

Ja: 17 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

6. Informationen des Vorsitzenden und Anfragen der Mitglieder des 
Gemeinderates 

 
Die Vorsitzende dankte der Verwaltung für die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl. Dabei 
richtet sie ihren besonderen Dank an die Geschäftsleitung für die Vor- und Nachbereitung der 
Wahl sowie an alle eingesetzten Wahlhelferinnen und Wahlhelfer für ihre Unterstützung. 
 
Vollzug tiergesundheitsrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; Ausbruch der 
Geflügelpest im Gebiet der Gemeinde Sulzemoos, Landkreis Dachau: 
Bedingt durch den Ausbruch der Geflügelpest in einer Ortschaft der Gemeinde Sulzemoos, 
Landkreis Dachau wurden Teile der Gemeinde Bergkirchen, als Überwachungszone (bis vo-
raussichtlich Mitte April 2026) festgelegt. Die Überwachungszone betrifft folgende Ortschaften 
und Ortsteile: Bergkirchen-Lus, Bibereck, Deutenhausen, Eisolzried, Heißhof, Hopfenau, 
Kreuzholzhausen, Lauterbach, Oberbachern, Palsweis, Priel, Rennhof, Ried, Rodelzried und 
Unterbachern 
Hierfür wurden an den Hauptzufahrtsstraßen Schilder mit der deutlichen und haltbaren Auf-
schrift „Geflügelpest – Überwachungszone“ angebracht. 
 

 
 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  24.03.2026 

 
 

Seite: 27 

 

Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates: 
Gemeinderatsmitglied Johann Groß bittet um Wiederherstellung der Straße „Am Anger, Pals-
weis“, nach Abschluss der Baumaßnahme (Kirchenmauer Palsweis) durch die Baufirma. 
 
 

6.1. Informationen aus der Gemeindejugendpflegearbeit 
 
Sachverhalt: 
 
Ferien- und Freizeitprogramm: 
Die im Februar und März durchgeführten Angebote wurden gut angenommen und erhielten 
durchweg positives Feedback. Besonders hervorzuheben ist der zweitägige MINT-Campus in 
Bergkirchen, der hohe Beteiligung und sehr positive Rückmeldungen verzeichnete. Weitere 
ausgewählte Angebote: Das Bergkirchner Mini-Olympia bot Sport- und Bewegungsspaß für 
Kinder und erzielte sehr gute Resonanz; der Design-Workshop im BMW Museum war beson-
ders bei älteren Kindern beliebt; die Farbenfrohe Frühlingswerkstatt zeigte rege kreative Beteili-
gung; die kostenfreie Ostereiersuche war gut besucht; und der Kids & Teens Golfkurs in 
Eschenried wurde zielgruppengerecht durchgeführt. 
 
Jugendrat: 
Der Jugendrat trifft sich alle zwei Wochen; die Jahresplanung ist derzeit in Arbeit. Neuwahlen 
stehen an; es haben sich engagierte und hochmotivierte junge Personen gemeldet, die sich 
einbringen möchten. Erste geplante Aktionen sind eine Ostereiersuche und ein Flohmarkt nach 
den Pfingstferien. Drei neue Mitglieder wurden bereits aufgenommen und engagieren sich aktiv. 
Der Jugendrat zeigt insgesamt große Motivation und übernimmt zunehmend Verantwortung für 
eigene Projekte. 
 
Planung Pfingst- und Sommerferien: 
Die Vorbereitungen für die Pfingst- und Sommerferienprogramme laufen. Eine Zusammenarbeit 
mit örtlichen Vereinen ist in Planung; ergänzende kommunale Angebote zu Fasching, Ostern, 
Pfingsten und während der Sommerferien sind vorgesehen. Als nächste Schritte sind die Ter-
minabstimmung mit den Vereinen, die Kapazitätsplanung und die Veröffentlichung des Pro-
grammhefts vorgesehen. 
 
U18-Wahl: 
Im Rahmen einer Kooperation zwischen Gemeindejugendpflege, Mittelschule und Jugendrat 
erarbeiteten Schüler:innen Fragen an die Bürgermeisterkandidat:innen; daraus wurden drei 
Schwerpunktthemen identifiziert und an die Kandidat:innen weitergeleitet. Alle Wählergruppie-
rungen stellten Informationsflyer zur Verfügung, die am Wahltag zentral ausgelegt wurden. Er-
gebnis war eine hohe Beteiligung und großes Interesse der Jugendlichen; die Stichwahl war 
zudem ein Thema bei den Teilnehmenden. 
 
Ausblick/nächste Schritte: 
Abschließend sind die Zahlen und Abrechnungen der laufenden Angebote zusammenzutragen. 
Parallel dazu sind Termine und Programminhalte für die Pfingst- und Sommerferien final zu 
planen. Die U18-Wahlergebnisse sowie Stellungnahmen der Kandidat:innen sind zu sammeln, 
zusammenzufassen und zu veröffentlichen. Die Vorbereitung der Neuwahlen im Jugendrat ist 
zu begleiten, wobei neue Mitglieder frühzeitig eingebunden werden sollen. Zudem ist Kontakt zu 
den neu gewählten Gemeinderatsmitgliedern aufzunehmen, um die laufenden Projekte vorzu-
stellen. Zudem wird allen Mitgliedern des Gemeinderates für die gute Zusammenarbeit gedankt 
und den neu gewählten Kandidaten herzlich gratuliert. 
  
 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  24.03.2026 

 
 

Seite: 28 

 

Die Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Sitzung und leitet auf den nichtöffentlichen 
Teil über. 
 
 
 
 
 
Dagmar Wagner 
Vorsitzende 
Zweite Bürgermeisterin 

 
 
 
 
Ramona Probst 
Schriftführerin 

 


